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Versch iedene ki rch I iche Arbeitsrechtsrege I u ngen ve rweisen

auf die Tarifverträge des öffentlichen Dienstes. Diese sehen

sogenannte Probezeiten vor. Solche Probezeiten sollen auch

bei befristeten Verträgen gelten und sogar dann, wenn meh-

rere befristete Verträge aufeinander folgen. Die Autorin

beschreibt die Bedeutung der Probezeit und deren Verhält-

nis zum Kündigungsschutz.
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Zu den Begriffen Probezeit, Probearbetts-
verhä ltnis und Anwa rtsehaftszeit
nach $ 1 Abs, I KSchS irn Allgen'reinen

Die Probezeit
Die Probezeit dient dazu, sowohl dem Arbeitgeber

als auch dem Arbeitnehmer die Möglichkeit zu geben,

den Vertragspartner und die Arbeitsstelle im Hinblick
auf eine längerfristig erwünschte Zusammenarbeit zu

überprüfen.' Deshalb gilt während der Probezeit eine

kürzere Kündigungsfrist.

Eine gesetzliche Regelung der Probezeit gibt es nur

für Berufsausbildungsverhältnisse. Während der

gesetzlich vorgeschriebenen Probezeit im Rahmen

eines Ausbildungsverhältnisses kann jede Seite ohne

Einhaltung einer Kündigungsfrist gemäß $ 22 I BB|G

kündigen.

Im Übrigen finden wir Regelungen über die Probe-

zeit in TarifverträBen, freiwilligen Betriebs- oder

Dienstvereinbarungen oder - und das ist der häufig-

ste Fall - im Arbeitsvertrag.

Die Dauer der Probezeit ist grundsätzlich frei ver-

einbar. Sie muss allerdings nach dem allgemeinen Ver-

hältnismäßigkeitsgrundsatz im Hinblick auf die

Anforderungen des Arbeitsplaczes angemessen sein.

Das bedeutet, die Dauer der Probezeic kann bei ein-

fachen Arbeiten bis zu drei Monate, ansonsten sechs

Monate betragen. Aber auch eine länger als sechs-

monatige Dauer ist denkbar und möglich, wenn auf-

grund der Besonderheiten der Täcigkeit in einem kür-
zerenZeitrarm eine Erprobung nicht möglich ist. Ist

der Arbeitnehmer bereits bei dem Arbeitgeber
beschäftigt, kann eine neue Probezeit vereinbart wer-

den, wenn er in einem neuen Tätigkeitsbereich ein-

gesetzt wird.'
Die Dauer einer Probezeit kann durch Tarifuer-

trag oder Betriebsvereinbarung beschränkt werden.'

Fo rm e n d es P ro ben r beitsver ha lt n i sses

Das Probearbeitsverhältnis kann als unbefristetes

Arbeitsverhältnis mit vorgeschalteter Probezeit ver-

einbart werden, das nach Ablauf der Probezeit in ein

normales Arbeitsverhältnis übergeht, oder als befri-

stctcs Arbcitsverhältnis, das nach vereinbarter Zeit

endet.a

In der Regel wird die Probezeit zu Beginn eines

unbefristeten Arbeitsvertrages vereinbart. r07ird aus-

nahmsweise eine Probezeit als befristetes Probear-

beitsverhältnis vereinbart, so bedarf dieser befristete

Arbeitsvertrag gemäß \ 14 Abs. 4TzBfG der Schrift-

form. Hierbei bezieht sich das Erfordernis der

Schriftform auf die Befristung und nicht auf den

Sachgrund der Erprobung. Bei einer fest bestimmten

Probezeit ist also nur dann eine Befristung zustande

gekommen, wenn dies ausdrücklich vereinbart ist.t

Soll das Arbeitsverhältnis auf die Dauer der Probe-

zeit befristet sein, so bedarf es einer eindeutigen

schriftlichen Erklärung. Aus diesem Grunde ist

immer dann von einem Dauerarbeitsverhältnis mit
vorgeschalteter Probezeit auszugehen, wenn sich aus

der Formulierung des Vertrages nicht eindeutig ein

befristetes Probearbeitsverhältnis ergibt.
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{lJ .Dars r{rfieilsl,crl:ifunis i."ines .Arb<:itcrs tirr eint:s

Alrgestellt,r,n 
1 
Ar b e it n e I ; ;n t t,s ) k an t t n t i t e. i n t: r F r is!

uon vies' \Vot.::l;,ttr :-rtn j;iinfzi:Jnrtett ,!lt r zurn

En dt c. i tt t s K tt I e n d.' t m a t t'zt s ge kiin di g,t'* er d etr.

(2) Fär tittl Ktiniiy.wtrg ilur, l, t{tn Art,tilgürcr
b d r ti ut ii i: K i i n d i g u ; t,q s fi' tsl, rr{fl n d*r,. Ä rür.,its-

rrvrL.äJtrris in tlem lictrith otler Urfieütehffiett

1.. ztwi Jahre btst'vrir:n lsfi,
t:ittlyt 14alll! Inn l.i,urir: t:inr:s Kalenriet1no,1üts,

2. f.änf lalre htstanden l:at,

ttuci Mc;mtt ttmt Ende eiui:s Kalendt'rntrrtats,

3, tcht lahrt: ittstan,len hal,

drei lifunttt auin l.l.nr.!e t:int:s Kalenr.l*ffiot1iätsr

4. eehn lahrt bestmdcn hat.

tiu Mt'lnate zutn Eude eircs Kaleutlaur{ündt-{,

5. ru..üfJcfrrrt besl ttttdt: n h itl,
,t äaf M onat<: zut n l::t t i <: t i t t <: : K. tt l i: n rJ t: rifi (J?rdr's)

6. 15 J*bre best:mtlen bat,

-rer:$,s il.4ünxfe zum Ende riees Kaiendetinüß&ts.

7. 20 .l#rc bestlr:rden ltil,
sittten A,Icitttttt *tnt Li.ndt eint:s Ka\mdi:n roirr!{s.

Bci du Berechnuttg d,:r Bcs< häfiiglrrs.{d.:tirrt

uerden Zeittn, die uor tier 1,t;/lenrlmrg rics

!-f . I-,c ilun-.lalrrs rics rl r{r cidnr,}nrcrs liugczr,

oiri;rc. lxrrirÄ sir Äf igt:.

il3) lVäürurrrl drter uerebtbatten Probt:eit lCnssten-.

fiir die Dauer r,,on secls -Vlnnafgu. &arzr

dJrs Srlrerlsle,rhältflis Nrit tiner Frist ircrr-" gr.r,s.j

\SrcÄevr grÄr,irdif I w rr d( n,

{4J \tbz cler{ Äb,(lircer? I &is .J al..,ursic&tvrde liegrr&*r-

gan knnnetr Jurel's "Ihr$aertrag rcteinbwt

Liegt ein unbefristeter Arbeitsvertrag mit vorgeschal-

teter Probezeit zugrunde, kann dieser gemäß $ 622

Abs. 3 BGB während der vereinbarten Probezeit,

längstens für die Dauer von sechs Monaten, auch

ohne besondere Vereinbarung mit einer verkürzten

Kündigungsfrist von zwei Iüochen gekündigt werden.

Diese Kündigungsmöglichkeit besteht sowohl für
den Arbeitgeber als auch für den Arbeitnehmer. Von

dieser Mindestkündigungsfrist des $ 622 Abs. 3 BGB

kann einzelvertraglich nur durch eine längere Kündi-
gungsfrist abgewichen werden. Eine kürzere Kündi-
gungsfrist kann nur durch TV festgelegt werden.

Gemäß g 622 Abs. 4 BGB darf die tarifuertraglich
festgelegte Krindigungsfrist während der vereinbar-

ten Probezeit, längstens jedoch auch hier für die

Dauer von sechs Monaten, die Frist von zwei
'!Tochen unterschreiten.

Liegt ein befristetes Probearbeitsverhältnis im Sin-

ne des $ 1,4 TzBfG vor, handelt es sich also um ein

befristetes Arbeitsverhältnis zum Zwecke der Erpro-

bung, so endet dieses befristete Arbeitsverhältnis

automatisch mit Ablauf der vereinbarten Zeit. Eine

ordentliche Kündigung ist bei einem befristeten

Arbeitsvertrag erst dann möglich, wenn diese Mög-
lichkeit einzelvertraglich oder durch Tarifvertrag

besonders vereinbart worden ist. Eine Vereinbarung

über die Kündbarkeit eines befristeten Probearbeits-

verhältnisses liegt schon dann vor, wenn in dem Ver-

trag oder der in Bezug genommenen kirchlichen
Arbeitsrechtsregelung Kündigungsfristen sind.'!7enn
Vertragsparteien schon Kündigungsfristen vereinba-

ren, dann setzt das voraus, dass das Arbeitsverhält-

nis kündbar sein so1l. In den meisten Fällen wird
daher während eines befristeten Probearbeitsverhält-

nisses wie in der Probezeit gekundigt werden können.

Fazit bzgl. Probezeit

Arbeitsrechtlich hat die Vereinbarung einer Pro-

bezeit nur Einfluss auf die Kündigungsfrist innerhalb

der I'robezeit. Ist für die Dauer von mehr als sechs

Monaten eine Probezeit vereinbart, so gilt nur für die

ersten sechs Monate die verkürzte gesetzliche Kündi-
gungsfrist von zwei Wochen, wenn keine andere

Kündigungsfrist vereinbart worden ist. Für die darü-

ber hinausreichende Probezeit gelten dann die gesetz-

lichen Kündigungsfristen bzw. die dann einzelver-

traglich oder tarifuertraglich vereinbarten Kündi-
gungsfristen.

y'rr Culr:.rrgs$u r e:irh ebtes su/rücx T"rrjlr,'ertrag.s

eü&en r'lld ;$lrrerir üernrJun I ttrifirtt'lr .l-gl isb ffi
Brsllnnn:rragen zutischeln dcht t*rifgeb*ndFn et
.'l rlrultgeü crrr uu d t\r [t ültr e |tm e. rn, u ; enn i h r e

Ä*rrr,nnrfzro{ lü.isr:1,'s,rr ilt t rcn u {r t:hrb G. r t i s t.

Die Vereinbarung einer Probezeit bedeutet nicht,

dass sich ieder Vertragspartner beliebig vom Arbeits-

verhältnis lösen kann. Vielmehr ist auch während der

Probezeit eine Kündigung erforderlich. Allerdings

kann - und dies ist die eigentliche und auch einzige

Besonderheit eines Probearbeitsverhältnisses - für die

Probezeit eine kürzere Kündigungsfrist als die nor-

male Kündigungsfrist, mindestens jedoch die gemäß

g 622 Abs. 3 BGB vorgeschriebene Kündigungsfrist

von zwei l7ochen vereinbart werden. Hier ist jedoch

zu unterscheiden, ob es sich bei dem Probearbeitsver-

hälcnis um ein befristetes Arbeitsverhältnis oder um

eir unbefristetes Arbeitsverhältnis handelt.
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r,sni$sr Atbeitnehmer nrcscitlielllich dtr eu

i h r t t f3 en q sb il t'h w g B e s,: I t i lt i st e,? l) #.häft; Xt
tuey,jtr. gcltett die \iarsci;riftn ,les Ersten

Äb-cc/.,irit/s nit t\usnahtnr rlrr il$ 4 bis 7 u*d
o'r:s ij I3 Abs. 'J 

Sat::, I ran*{ J }i;{&/: /ijr Arllsit'
rs/rruer, ders* Avy'lrrix*r,rr$ri/larl( ;:*r l: rfer:r J I
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hrsrh'iftigtrn Arbeiluel:mer naeh Satz f 1rls lr..:r

ß<:.s<;Älf'l.q'arg *l t t in d.e:t' R*,x*J r:*/rit Ar b e: ib w h

tnt* nicht rx J:erdu*sic,ütlgrlr" Ii*j dr:r iv-rfslel-

lr.rr,r.g der Zah! dq bcscbäf:iiytex i\tbtitneltmer
xacJ: den Sälien 2 ui'ttl 3 siird teilzuitbesahä/tix-

tv rVlteitwchat€r rrit din{.r- {{'r:8 ebn}ilSigr:n

r aöc h entl i th en ;\rb eit s rc it uo* ni tb t zne hs' tt Is

20 Sumtlen mit Q,-i knd" lrii-ht tu:ltr als.ltj Slun-

i*n nti! Q,7.i zrt brtiicksithtigen.

A n ws rts c h a ft s ze i t n a ch

5 IAbs. I Kündigungsschutzgesetz

ce: Kürunrcurucrru

Das KSchG begrenzt die Vertragsfreiheit des Arbeit-
gebers bei der Beendigung von Arbeitsverhältnissen
durch die Auferlegung einer gerichtlich überprüfbaren
Begründungspflicht bei ordentlichen Kündigungen.'
Die Kündigung des Arbeitsverhältnisses durch den

Arbeitgeber muss nach g 1 Abs. 1 KSchG sozial
gerechtfertigt sein, wenn das KSchG auf das Arbeits-
verhältnis nach $ 1 Abs. 1 KSchG in persönlicher und
nach $ 23 Abs. 1 KSchG in betrieblicher Hinsicht
anwendbar ist. Der Kündigungsschutz nach dem

KSchG tritt erst nach einer-!Tartezeit von sechs Mona-
ten ein. Eine solche Wartezeit ist verfassungsrechtlich
zulässig.'Die l7artefrist des g 1 Abs. 1 KSchG erfrillt
eine ähnliche Funkcion wie die Vereinbarung einer

Probezeit und fällt in der Praxis mit dieser meist zeir-

lich zusammen. Daraus resultiert das weit verbreicete

Missverständnis, nach dem während der Probezeir
ohne Angabe von Gründen gekündigt werden könne.

Vereinbarungen, die die rüTartezeit verkürzen oder die

Gelrung des KSchG vom ersten Tag des Arbeitsver-
hältnisses festlegen, sind zulässig. Dagegen darf die
'$Tartefrist nicht verlängert werden, weder durch ein-

zelvertragliche Regelung noch durch Tarifvertrag.t
Ein Verzicht auf die Anwendbarkeit des KSchG vor
Ausspruch einer l(ündigung ist unwirksam. Ein der-

artiger Verzicht kann weder im Arbeitsvertrag, in
einer Betriebsvereinbarung, in einem Tarifvertrag
noch in sonstigen vertraglichen Vereinbarungen vor
Ausspruch der Kündigung vereinbart werden.'

Fers*nlkher Anwendungsbereich des KSchü
In persönlicher Hinsicht ist das KSchG nach $ 1

Abs. 1 KSchG anwendbar, wenn das Arbeitsverhält-
nis im Zeitpunkt des Kündigun6aszugangs länger als

sechs Monate bestanden hat, ohne dass es auf den

Umfang der Arbeitszeit und die Art der Tätigkeit
ankommt. Zu berücksichtigen sind auch Zeiten der

Berufsausbildung sowie die Vorbeschäftigungszeiten

beim Betriebsübergang nach g 613 a BGB. Nach g 1

Abs. 1 KSchG setzt die Erfüllung dieser sechsmonati-

gen Warte- oder Anwartschaftszeit den ununterbro-

chenen Bestand des Arbeitsverhältnisses voraus.

Nach ganz überwiegender Meinung sind jedoch

rechtliche Unterbrechungen des Arbeitsverhältnisses
unschädlich, wenn zwischen dem alten und dem neu-

en Arbeitsverhältnis ein enger sachlicher Zusammen-
hang besteht, weil anderenfalls der Kündigungsschutz

nach dem KSchG umgangen werden kann. Ob ein

enger sachlicher Zusammenhang gegeben ist, hängt

von dem Anlass und der Dauer der Unterbrechung

sowie von der Art der Veiterbeschäftigung ab. Ange-

rechnet wird aber nur die Dauer des vorangegange-

nen Arbeitsverhältnisses, nicht dagegen auch die Zeit
der rechtlichen Unterbrechung.
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Darüber hinaus setzt die Anwendbarkeit des

KSchG nach der seit dem 01.01.2004 geltenden Fas-

sung des $ 23 Abs. 1, Satz 3 KSchG voraus, dass im
Beschäftigungsbetrieb regelmäßig mehr als zehn

Arbeitnehmer beschäftigt sind. Teilzeitkräfte werden

anteilig berücksichtigt. Der sogenannte Schwellen-

wert von 'mehr als 10 Arbeitnehmsln, gilt seit dem

01..04.2004. Für Arbeitnehmeq die in dem Betrieb

schon vor dem 01.04.2004 beschäftigt waren, sieht

$ 23 KSchG eine Übergangsregelung vor.

ftrzit
Die Anwendbarkeit des KSchG setzt voraus, dass

es sich in betrieblicher Hinsicht um einen Becrieb

handelt, in dem mehr als zehn Arbeitnehmer regel-

mäßig beschäftig sind. Der Kündigungsschutz des

KSchG trin erst nach einer sechsmonatigen-!7afiezeit

ein. Das heißt, das Arbeitsverhältnis muss tm Zeit-
punkt des Kündigungszugangs länger als sechs

Monate bestanden haben. Diese Wartefrist kann nur
verkürzt, nicht abcr einzelvertraglich odcr durch

Tarifvertrag verlängert werden. Auch die Vereinba-

rung einer über sechs Monate hinausgehenden Probe-

zeit führt nicht zur Verlängerung der lTartezeit des

$ 1Abs. 1 KSchG.'n

Ta r ifu e rt ra g I i ch e Vere i n ba ru n g va n P r# bezeite n

bei befristeten Vertrögen und ihre arbeitsrechtli-
che Auswirkung aaf disse Arbeitsvertrüge am

Beispiel des 5 3A Abs. 4 TV-L

$ 30 Abs. 4 TV-L sieht vor, dass bei befristeten

Arbeitsverträgen ohne sachlichen Grund die ersten

sechs l7ochen, bei befristeten Arbeitsverträgen mit
sachlichem Grund die ersten sechs Monate als Probe-

zeit gelten. Innerhalb der Probezeit kann der Arbeits-

vertrag mit einer Frist von zwei \Tochen zum

Monatsschluss gekündigt werden.

Im Folgenden sollen nunmehr die im Zusammen-

hang mit dieser Bestimmung auftretenden Fragen

beanrwortet werden.

euvenrnÄcs

f i,l lier.frislele Arb aitsuar trii ;r -ri ;z,/ :rrl;r.r.sig rt u i O r u ntl-

/uge dtrs ?kxi{i:1?i, - u n } I\ c f r i stt ttt g-(S ?,(rllze-( so ?.,ie

a t.d er ey gr:sclzii;l;er Yr ; r s c I t r i lt cr t ii h,: r d i c E e i r i -

stt4r,t{ ue}t t\yüeitste rf.ri{cr. i:rir IJcscüJliigir:, au/
urd rb r: di t Il t: g izl u t,4 e n,;les lilrifgv&ir,t:s \dksi
Awut:ndtutgl f'iu.lut rtnd r/erirx Täfiglrrit *>r dtm 1.

J $ fi a i# J üii i aigr F. t n t e t n, t r,c i t' I : e n tn g t! er,.t;rgr-srcll-
'!en wt.larlegen h?itte. gtltct't rJjr Ilr:-"oxderÖttt?n. t1t

r/elr Äü.r,Jler,r 2 itis .i: dr"-s .qj/i nitl;t fiii .Arüeil.srrr:r-

illeitg.seti hczfu ll uttgxuaise geset:licb e r\:lc#/i;lge-

r e ge ! u n ge n u n m it tu I b a r oclt r c nt s1t r i: t: h cn cl gt lt:an.

12 ) K,tl e n,l e r nt li/ilg i-' r:frr!t<r* Ar b e iI s ri t r t t ü g (, ? tl! $ü ( lr -

lithew Grund shul nur ekle,cslg. we;tn die [)ru.ter

de s tin;:ehteit Vcrtragcs fiinf Jalrt rirl:rf ill:crl'fu:rgf
u.,eitcrgthtndt: Regr'furrgerr ru Sin:g r:oir 5 2-3 'llil-
ze,;f- rtneJ Br/i'xlaxgsp*s eI: hleibu t u n hwührt.
8r'scüöliigfe nit einefü Arbeitsuertrag n*r'l"r i^atr ?

sttd hei Jer ,Besrfzr.r,;lg ucn I)etrcrarbeitspl.itze tt

äer.ror:?r.gJ trr 6snir&sir:/-'t ign t. u.,r:xn r/jr., -.,ru}.{ir&e,r

uzt ri lrtgrsirrlicherr 1.rr:'l$zs.sel;rr:p_er e,rlilliJ .rin,{.

lll firfl Selvi,ctetet Arbeitsuertrag oltne s,tc:hliclten

tlrwtd srtll irt dcr Ilegel zt.uälf l,ltn"tte nirht untcr-
scl:reitt:t; che Yet lr;gsdtlil:l ntilss aliirrfusle#s ser,#s
'!t'l 

o n.: t I <t t; v t r a ge n. Yr., r A h l n u l' d t:.r Ärl:eilsrrrrrra3 es

ha:t drr ;\rbr:itgebcr ::ru prlifez, r;# ejnu rr*f;cft'isrerc

ocier l;t'frlster.e \\;"eiterbe s cl:äftig:.rrg rrlig/ii/: isr

f4l Sar $efrsfefr-n ..1rürdistr*dr*ger o&ori sadtlich<n

Gmnd g.elt*x die *r€tsfl sec/rs Wo{j&r?, uetl hsi
&efnstetex Ar{:ei/,rzerfrrr6en ts:it ssrhlirh em Gru *d
dit ersten sttchs hTotate ,.tls Prttbctait. ]tntrltath
rdsr F. rutte.xgr.J *d.lrn rJer Avfreitsüex-ttdr ttit tines'

Frist ttot $r,,ei Wocüefi e&r*: Molrof.s*scÄl.lrss gelrä:;-

digt utetdet.
(5.) .F,ivr.: ordcntliu/rr; Kdlndiplngr;ach Ablauf tier t'rn-

bezeit: ist zar <llli:-is.srg. wertr rlis \.'*rrrirgs**rucr

aerirtjesl eirs rr.grjf/ Mo iralr: l,errrlgr. Nrrrll Ä b/ar.rf ;lt' r
I'-rn lre{r::ir $grträgt il;r: AündJ,gr.axg sfi' i st i n e i n vm

ürlgr rn.'L,rersil r$re;.m,,lodelg..i' ei/y letr Ärb e itst, at t I': illt-
ar.ss:crr 6s,j der:Jssi&",rr !vl1 dt:getrü

) l.r,a rzs3i."sc'zl rz*ll:r aJs scu&s &ilr:n*le.rt uin' Wo<:be:n,

1 ur;r'i rrrs.ge-s*rrt wehr als eini::n Jabr src/:s \{,'bcl:er

zrn? Se&/rr,s-{ t irtes K a Lanclct-tnütft}t s,

) t,on insge*dttl tnel:r rd* err+.r.frrl:rrrr drr,:i A,{r.rnaxg.

;' r,o'/ rx-cgr'-rr;f t hxtbr,rl-r drl,i frri.:r<:a tLlcr h4on;tc

zizrr Sc:l:Jtrss c:ines N;ier:r{el-t,icrtdiah res "

h;nt: {inl<,rbrt:d:wtg his lu ili-ei ,l,{orratsir i-r'/ rcr1.scl,'üJ-

lirA" es -s<ri demr" rj$.s.t rfas Ar*.<cÄr:jrir':t t'oir
tlrr /rdcn }3csuy':slirglc* uet's clruJdrt rl{lirr r,fi 'Jzl$sÄt

t*,a'. I) ie Unfer&rsr:jr*r:.p."euti &lgilt ralr+iirfr ,<icl,'-

1191.

* tnÄssarr 5:

Bei mehre,ven a,neiwand,ergarcjfrfgr ArbeifoverhäItnis^

-ra-n fajlrren tueitere l'ei'eirlrtut'r,Prvbezeiten nic|ot

zra ei;er tr{'r*ürx,ttng de r Kiirdigarrgs/risd"

20ll 9



PR o s l: A R r r rrs zFTT \.'r- ltr F+ A I.TNIS

Kann aufgrund einer Tarifbestimmung für befri-

stete Verträge eine Prsbezeit vereinbart werden

und wenn ja, ist diese Bestimmung verbindlich

oder kann auch davan abgewithen werden?

Bis auf die Probezeit für Berufsausbildungsverhält-

nisse, die gesetzlich vorgeschrieben ist, basiert das

Vorliegen einer Probezeit auf Tarifuerträgen, freiwilli-
gcn Betriebs- und Dienstvereinbarungen oder auf ein-

zelvertraglichen Vereinbarungen im Arbeitsvertrag.

Mit der Regelung des $ 30 Abs. 4 TV-L liegt hier eine

tarifliche Vereinbarung einer Probezeit für befristete

Verträge vor.

Ein Tarifvertrag entfaltet grundsätzlich normati.ve
'Wirkung für die Arbeitsve rträge, die in seinen

Geltungsbereich fallen. Tarifgebunden sind danach

erst einmal die Mitglieder der Tarifparteien und der

Arbeitgeber, der selbst Partei des Tarifuerrrages ist.

Außerdem entfaltet ein Tarifvertrag trotz fehlender

beiderseitiger Tarifbindung normative Virkung,
wenn er für allgemeinverbindlich erklärt worden ist.

Entfaltet ein Tarifvertrag aufgrund vorstehender

beiderseitiger Tarifbindungen oder aufgrund von All-
gemeinverbindlichkeit normative lX/irkung, so sind

Abweichungen vom Tarifvertrag nur dann wirksam,

wenn sie im Tarifuertrag vorgesehen sind 1sog, Öff-

nungsklauseln) oder für den Arbeitnehmer günstiger

sind (sog. Günstigkeitsprinzip).

Darüber hinaus können die Vertragsparteien beim

Fehlen der beiderseitigen Verbandszugehörigkeit

beziehungsweise dcr Allgemeinverbindlichkeit des

einschlägigen Tarifvertrages aufgrund der Vertrags-

autonomie die Anwendung eines bestimmten TV, der

nicht unbedingt einschlägig sein muss, ganz oder teil-

weise ausdrücklich oder stillschweigend vereinbaren.

In diesem Fall gilt dieser Tarifuertrag allerdings nicht
normativ und zwingend, sondern aufgrund einer ver-

traglichen Vereinbarung, so dass die Tarifvertrags-

normen auch zum Nachteil des Arbeitnehmers von

den Vertragsparteien abgeändert werden können.

Im kirchlichen Bereich gibt es keine an den TV-L
oder den TVöD gebundenen Arbeitgeber. Gleichwohl

finden dessen Regelungen vielfach Anwendung, weil
kirchliche Regelungen, so die Dienstvertragsordnung

der EKD, der I(onföderation ev. Kirchen in Nieder-

sachsen, die Arbeitsvertragsrichtlinien in !7ürttem-
berg und der BAT-KF in Rheinland-'$Testfalen-Lippe,

darauf verweisen. Diese Regelungen wiederum wer-

den einzelvertraglich in Bezug genommen. Soweit

Tarifuerträge des öffentlichen Dienstes im kirchlichen
Bereich angewendet werden, gelten sie nicht norma-

tiv, sondern nur dort und nur, soweit dies im Einzel-

fall zwischen Arbeitgeber und Arbeitnehmer verein-

bart worden ist.

Kann die Äneinanderreihung van befristet€.rl

Vertrögen, für die der TV-L jeweils eine Prabezeit

vorsieht, möglitherweise eine Umgellung des

Kü n d i g u ng ssch utzes d a rstel I en ?

Arbeitsrechtlich hat die Vereinbarung einer Probe-

zeit ausschließlich Auswirkung auf die Kündigungs-

frist, nicht aber auf die Anwendung des gesetzlichen

Kündigungsschutzes.

So auch hier: Gemäß g 30 Abs. 4 TV-L gelten bei

befristeten Arbeitsverträgen ohne sachlichen Grund

die ersten sechs ITochen als Probezeit, bei befristeten

Arbeitsverträgen mit sachlichem Grund die ersten

sechs Monate. Innerhalb dieser Probezeit kann der

Arbeitsvertrag mit einer Frist von zwei l7ochen zum

Mon atsschluss gekündigt werden.

Damit sind aufgrund dieser Bestimmung befriste-

te Arbeitsverträge während der Probezeit kündbar

und zwar mit einer kürzeren Kündigungsfrist als den

normalen Kündigungsfristen des $ 622 Abs. 2 BGB.

Während das Gesetz während der Probezeit eine Ver-

kürzung der Kündigungsfrist auf 1,4 Tage zulässt, ist

in $ 30 IV TV-L eine Frist von Tagen zum Monats-

schluss vorgesehen.
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Gesetzlich ist die Möglichkeit, innerhalb einer Probe-

zeit eine verkürzte Kündigungsfrist zu vereinbaren,

auf einen Zeitratm von sechs Monaten begrenzt. Da-

nach gelten auch innerhalb einer gegebenenfalls noch

andauernden Probezeit mindestens die normalen

gesetzlichen Kündigungsfristen des $ 622 Abs. 2 BGB.

Bei einer Aneinanderreihung sachlich begründeter

befristeter Arbeitsverträge sieht $ 30 Abs. 4 TV-L
grundsätzlich für jedes dieser befristeten Arbeitsver-

träge die Vereinbarung einer Probezeit für die ersten

sechs Monate vor. 'Würden hier nach einmaliger

sechsmonatiger Probezeit auch in den folgenden Pro-

bezeiten die verkürzten Kündigungsfristen gelten, so

würde dies eine unerlaubte Ungleichbehandlung eines

befriscet beschäftigten Arbeitnehmers im Sinne des

g 4 Abs. 2 TzBfG darstellen. In diesem Sinne ist die

Protokollerklärung zu S 30 Abs. 5 TV-L als Korrek-
tur zu verstehen. Diese besagt nämlich, dass bei der

Aneinanderreihung von Arbeitsverhältnissen weitere

vereinbarte Probezeiten nicht zu einer Verkürzung

der Kündigungsfrist führen.

Auch stellt die Aneinanderreihung befristeter Ver-

träge, für die aufgrund der Bestimmung des $ 30 Abs.

4 l]y'-L in den ersten sechs Wochen bzw. ersten sechs

Monaten eine Probezeit vereinbart wird, keine Umge-

hung des Kündigungsschutzgesetzes dar. Der Kündi-
gungsschutz des Kündigungsschutzgesetzes tritt nach

sechsmonatiger 'Warteze it ein, das heißt, für die

Anwendung des Kündigungsschutzgesetzes muss das

Arbeitsverhältnis im Zeitpunkt des Kündigungs-

zugangs länger als sechs Monatc bestanden habcn.

Diese'!üartefrist kann nur verkürzt, nicht aber einzel-

vertraglich oder durch Tarifvertrag verlängert werden.
'$7eder die Vereinbarung einer über sechs Monate hin-

aus dauernden Probezeit noch die Aneinanderreihung

von Probezeiten innerhalb von befristeten Verträgen

führen zu einer Verlängerung dieser'Wartezeit.

Im Ergebnis ist damit festzustellen, dass bei Anein-

anderreihung von befristeten Verträgen, für die S 30

Abs. 4 TV-L in den ersten sechs V/ochen bzw ersten

sechs Monaten eine Probezeit vorsieht, die Vereinba-

rung der Probezeit für den sich anschließenden befri-

steten Vertrag keinerlei rechtliche Auswirkungen hat,

wenn das Arbeitsverhälcnis länger als sechs Monate

besteht.

ßetei lig u ngsrechte der MA\/
Das Beteiligungsrecht der Mitarbeitervertretungen

hängt von der Art der Kündigung ab. Bei einer

ordentlichen Kündigung nach Ablauf der Probezeit

steht der MAV ein (eingeschränktes) Mitbestim-
mungsrecht, im Ubrigen nur ein Mitberatungsrecht

zu. Selbst dann, wenn in einem schon lange bestehen-

den Arbeitsverhältnis zum Beispiel wegen Ubertra-

gung einer gänzlich anderen Tätigkeit erneut eine

Probezeit vereinbart wird, steht der Mitarbeiterver-

tretung im Falle einer Kündigung nur ein Mitbera-
tungsrecht zu. Das gilt jedenfalls dann, wenn die Ver-

einbarung einer (erneuten) Probezeit gerechtfertigt ist.

Da die Tarifparteien auch für den Fall wiederholter
Befristung eine Probezeit vorsehen, wird man die Ver-

einbarung einer Probezeit als gerechtfertigt ansehen

müssen. Dieser Beurteilung steht auch $ 25 Abs. 2
DVO nicht entgegen, wonach alleZerten der Beschäf-

tigung trotz Uncerbrechung als Beschäftigungszeit

zählen. Denn für die Vereinbarung einer Probezeit,

für die Frage, ob Kündigungsschutz besteht oder wie

die MAV im Fall einer Kündigung zu beteiligen ist,

kommt es auf die Beschäftigungszeit nicht an.

20tl 11


